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Rechtssatz 

Ein schwer wiegendes Fehlverhalten des Beamten begründet jedenfalls bereits für sich allein das wichtige 
dienstliche Interesse an seiner Versetzung, und zwar auch dann, wenn eine gesetzmäßige Besorgung der 
Aufgaben vom Beamten für die Zukunft zu erwarten ist. Auf den Verlust des Vertrauens kommt es dann nicht 
mehr an, denn ein solches ist auch bei der Verwendung in der neuen Dienststelle notwendig (vgl. GERM, Der 
Schutz vor Versetzungen und bestimmten Verwendungsänderungen im Dienstrecht der Bundesbeamten, ÖJZ 
1995, S 881ff). 
 

Die Einbeziehung des außerdienstlichen Verhaltens bei der Beurteilung des Vorliegens des für die Zulässigkeit 
einer qualifizierten Verwendungsänderung und/oder amtswegigen Versetzung notwendigen wichtigen 
dienstlichen Interesses ergibt sich aus der Vorschrift des § 43 Abs. 2 BDG, nach welcher der Beamte in seinem 
gesamten Verhalten darauf Bedacht zu nehmen hat, dass das Vertrauen der Allgemeinheit in die sachliche 
Wahrnehmung seiner dienstlichen Aufgaben erhalten bleibt. Die Worte "in seinem gesamten Verhalten" lassen 
den Schluss zu, dass nicht nur das Verhalten "im Dienst' gemeint ist, sondern - im Zusammenhang mit den 
anderen Vorschriften über die Pflichten des Beamten - auch außerdienstliches Verhalten, wenn Rückwirkungen 
auf den Dienst entstehen (vgl. BerK, 17.12.1996, GZ 103/7-BK/96). 
 

Nach der Judikatur des VwGH, welche von der BerK rezipiert wurde, ist das wichtige dienstliche Interesse, 
welches eine Versetzung zulässig macht, ausschließlich nach objektiven Merkmalen und nicht danach zu 
beurteilen, inwieweit der betroffene Beamte diese Momente schuldhaft herbeigeführt hat. Liegt ein wichtiges 
dienstliches Interesse vor, so wird damit dem Schutzzweck der Versetzungsregelung, nämlich ein unsachliches 
Vorgehen der Behörde zu verhindern, Genüge getan. Ausgehend davon, dass eine Versetzung sowohl das 
Abziehen eines Beamten von seiner bisherigen Verwendung als auch die Zuweisung zu einer neuen Verwendung 
beinhaltet, ist es für die Rechtmäßigkeit einer Versetzung ausreichend, wenn das wichtige dienstliche Interesse 
an einem der beiden Akte besteht. Die Behörde hat ferner ihre dienstlichen Maßnahmen nicht vorrangig an den 
Interessen der Bediensteten, sondern an den Interessen des Dienstes zu orientieren. (vgl. VwGH 6.9.1995, 
95/12/0122). 


